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Gemeinde Rastede
- 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 „Hahn-Lehmden“ 
- 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 „Hahn-Lehmden“ 
- Sammeländerung - 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13

und 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C „Wahnbek - Ipwege“ 
- 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 67 „Kleibroker Straße West“ 
- Sammeländerung - 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 

„Ortskern Rastede“ und  8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6G 
„Rastede I/II Ortskern“

Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 11.02.2020

kobbe
Textfeld
Anlage 1 zur Niederschrift BauA-ö-11-02-20
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4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17
„Hahn-Lehmden“
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Lageplan

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17
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Ausschnitt aus der Karte 3 Zielkonzept Hahn-Lehmden für den Bereich dieser 4. Änderung

Nethener Weg

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17
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Bebauungsplan Nr. 17

Nethener Weg

WA
II
O
GRZ 0,4
GFZ 0,8

WR
I
O
GRZ 0,4
GFZ 0,5

Keine weiteren 
Festsetzungen 
beispielsweise zur 
Trauf- oder Firsthöhe 
oder zur Baugestaltung 
(Dachform und 
Dachneigung) Änderungen hier ohne Relevanz

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17
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Textliche Festsetzungen - Entwurf

1. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen und gemäß § 3 BauNVO 
festgesetzten Reinen Wohngebiete ist gemäß § 20 BauNVO I Vollgeschoss zulässig. 

2. Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebieten abweichend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites 
Vollgeschoss zugelassen werden, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 bereits ein bauordnungsrecht-
lich genehmigtes zweites Vollgeschoss vorhanden war. 

3. In den gemäß § 3 festgesetzten Reinen Wohngebieten und den gemäß § 4 BauNVO 
festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- 
und Doppelhäuser zulässig. 

4. In den gemäß § 3 festgesetzten Reinen Wohngebieten und den gemäß § 4 BauNVO 
festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB bei Einzel-
häusern je angefangene 600 qm Grundstücksfläche und bei Doppelhäusern je ange-
fangene 300 qm Grundstücksfläche eine Wohneinheit zulässig. Je Einzelhaus bzw. je 
Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 2 Wohneinheiten zulässig. 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17


1. [bookmark: OLE_LINK3]Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen und gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebiete ist gemäß § 20 BauNVO I Vollgeschoss zulässig.

2. [bookmark: OLE_LINK55][bookmark: OLE_LINK56][bookmark: OLE_LINK57][bookmark: OLE_LINK149][bookmark: OLE_LINK150]Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten abweichend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites Vollgeschoss zugelassen werden, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 bereits ein bauordnungsrechtlich genehmigtes zweites Vollgeschoss vorhanden war.

3. In den gemäß § 3 festgesetzten Reinen Wohngebieten und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

4. [bookmark: OLE_LINK151][bookmark: OLE_LINK152][bookmark: OLE_LINK153]In den gemäß § 3 festgesetzten Reinen Wohngebieten und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB bei Einzelhäusern je angefangene 600 qm Grundstücksfläche und bei Doppelhäusern je angefangene 300 qm Grundstücksfläche eine Wohneinheit zulässig. Je Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 2 Wohneinheiten zulässig.
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Textliche Festsetzungen - Entwurf

5. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 
3 festgesetzten Reinen Wohngebiete und die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allge-
meinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung 
der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe 
(Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem 
Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe be-
trägt 9,0 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der 
Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße 
(Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßen-
seitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße 
mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der 
Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

6. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Reinen 
und  Allgemeinen Wohngebieten Staffelgeschosse unzulässig. 

7. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 17, inklusive der bisher erfolgten 
rechtskräftigen Änderungen, gelten fort. 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17


5. [bookmark: OLE_LINK567][bookmark: OLE_LINK568][bookmark: OLE_LINK569][bookmark: OLE_LINK154][bookmark: OLE_LINK51][bookmark: OLE_LINK52][bookmark: OLE_LINK53][bookmark: OLE_LINK576][bookmark: OLE_LINK577][bookmark: OLE_LINK578][bookmark: OLE_LINK588][bookmark: OLE_LINK589][bookmark: OLE_LINK590][bookmark: OLE_LINK155][bookmark: OLE_LINK156]Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 3 festgesetzten Reinen Wohngebiete und die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 9,0 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.

6. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Reinen und  Allgemeinen Wohngebieten Staffelgeschosse unzulässig.

7. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 17, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen Änderungen, gelten fort.
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Örtliche Bauvorschriften  - Entwurf

§ 3 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO 

1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist iden-
tisch mit dem Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17.  

2. Dachform und Dachneigung 

 Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Sat-
teldächern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe 
zulässig. 

 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu 
errichten.  

 Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, 
Quergiebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden so-
wie Garagen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO. 

 Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig. 

3. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvor-
schriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 
NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.  

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17


§ 3	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO

1. Geltungsbereich

[bookmark: OLE_LINK157][bookmark: OLE_LINK158][bookmark: OLE_LINK162]Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch mit dem Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17. 

[bookmark: OLE_LINK1][bookmark: OLE_LINK2]2.	Dachform und Dachneigung

	Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldächern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zulässig.

	Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu errichten. 

	Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quergiebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO.

	Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig.

3.	Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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Landkreis Ammerland:
• Zulässigkeit eines zweiten Vollgeschosses sollte als Ausnahme zugelassen werden und 

nicht, wenn es zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits vorhanden war.

Abwägungsvorschlag: Der Anregung wird nicht gefolgt. Bereits auf Ebene des Bebauungsplanes 
soll deutlich sein, unter welchen Bedingungen ein zweites Vollgeschoss errichtet werden kann.

• Bitte um Mitteilung der Rechtsgrundlage für den Ausschluss von Staffelgeschossen und 
Prüfung, ob die Festsetzung der Traufhöhe von 4 m nicht bereits ein Staffelgeschoss 
ausschließt. 

Abwägungsvorschlag: Die Rechtsgrundlage wird um den ˛ 9 Abs. 3 Satz 2 BauGB i.V.m. ˛ 16 
Abs. 5 BauNVO redaktionell ergänzt.

Der Ausschluss von Staffelgeschossen wird festgesetzt, auch wenn über die Festsetzung der 
Trauf- und Firsthöhen in Verbindung mit den örtlichen Bauvorschriften zur Dachneigung die 
Errichtung von Staffelgeschossen schwierig ist.

Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens; abwägungsrelevante Stellungnahmen

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17
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Landkreis Ammerland:
• Nach der textlichen Festsetzung sind auch in einer Doppelhaushälfte maximal 

zwei Wohneinheiten zulässig. Um Prüfung wird gebeten.

Abwägungsvorschlag: Es ist gewollt, dass auch in Doppelhäusern eine zweite 
Wohnung, beispielsweise eine Einliegerwohnung für die alte Elterngeneration 
zulässig ist. Eine Änderung ist daher nicht beabsichtigt.

Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens; abwägungsrelevante Stellungnahmen

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17
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Beschlussvorschlag:

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2
BauGB sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen
Stellungnahmen werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage
sowie der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und
Straßen am 11.02.2020 berücksichtigt.

2. Von einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB
abgesehen.

3. Die 4. Änderung des Bebauungsplans 17 mit Begründung sowie die
örtlichen Bauvorschriften werden gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch in
Verbindung mit § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.
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4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24
- „Hahn-Lehmden“ 
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Lageplan

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24
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Ausschnitt aus der Karte 3 Zielkonzept Hahn-Lehmden für den Bereich dieser 4. Änderung

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24



N
W

P
 P

la
nu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t m

bH

Lageplan

Lehmder Straße

Paradiesstraße

Kornweg

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24
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Textliche Festsetzungen - Entwurf

Teilbereich 1 

1. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und der gemäß § 6 
BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zuläs-
sig. 

2. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) 
BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

3. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten und den gemäß § 6 
BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit 
je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

4. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauN-
VO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und die gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Misch-
gebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- 
und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem un-
tersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebe-
ne, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte 
beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgele-
genen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die 
Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist 
die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von 
der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

5. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den  Allgemeinen 
Wohngebieten und Mischgebieten oberhalb des 2 Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig. 

 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24


Teilbereich 1

1. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und der gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zulässig.

2. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

3. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten und den gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.

4. [bookmark: OLE_LINK567][bookmark: OLE_LINK568][bookmark: OLE_LINK569][bookmark: OLE_LINK51][bookmark: OLE_LINK52][bookmark: OLE_LINK53][bookmark: OLE_LINK576][bookmark: OLE_LINK577][bookmark: OLE_LINK578][bookmark: OLE_LINK588][bookmark: OLE_LINK589][bookmark: OLE_LINK590]Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und die gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.

5. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den  Allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten oberhalb des 2 Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig.
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Textliche Festsetzungen - Entwurf

Teilbereich 2 

6. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete ist gemäß § 20 BauNVO 
I Vollgeschoss zulässig. 

7. Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten 
abweichend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites Vollgeschoss zugelassen werden, 
vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 
bereits ein bauordnungsrechtlich genehmigtes zweites Vollgeschoss vorhanden war. 

8. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- 
und Doppelhäuser zulässig. 

9. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 BauGB bei 
Einzelhäusern je angefangene 600 qm Grundstücksfläche und bei Doppelhäusern je angefangene 300 qm 
Grundstücksfläche eine Wohneinheit zulässig. Je Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 
2 Wohneinheiten zulässig. 

10. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten 
Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- 
und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der 
Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal zulässige 
Gesamthöhe beträgt 9,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn 
(in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht 
von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen 
angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von 
der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

11. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allgemeinen Wohngebieten 
Staffelgeschosse unzulässig. 

12. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 24, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen 
Änderungen gelten in den Teilbereichen 1 und 2 fort. 

 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24


Teilbereich 2

6. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete ist gemäß § 20 BauNVO
I Vollgeschoss zulässig.

7. Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten abweichend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites Vollgeschoss zugelassen werden, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 bereits ein bauordnungsrechtlich genehmigtes zweites Vollgeschoss vorhanden war.

8. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

9. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 BauGB bei Einzelhäusern je angefangene 600 qm Grundstücksfläche und bei Doppelhäusern je angefangene 300 qm Grundstücksfläche eine Wohneinheit zulässig. Je Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 2 Wohneinheiten zulässig.

10. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 9,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.

11. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allgemeinen Wohngebieten Staffelgeschosse unzulässig.

12. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 24, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen Änderungen gelten in den Teilbereichen 1 und 2 fort.
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Örtliche  Bauvorschriften - Entwurf

§ 3 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO 

1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch mit dem 
Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 (Teilbereiche 1 und 2).  

2. Dachform und Dachneigung 

 Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldächern, 
Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zulässig. 

 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu errichten.  

 Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quergiebel, 
Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Garagen, Carports und 
Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO. 

 Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig. 

3. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften 
zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis 
zu 500.000 € geahndet werden.  

 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24


§ 3	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO

1. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch mit dem Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24 (Teilbereiche 1 und 2). 

[bookmark: OLE_LINK1][bookmark: OLE_LINK2]2.	Dachform und Dachneigung

	Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldächern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zulässig.

	Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu errichten. 

	Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quergiebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO.

	Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig.

3.	Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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Örtliche  Bauvorschriften - Entwurf

§ 4 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO 

4. Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch mit dem 
Teilbereich 1 der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24.  

5. Einstellplätze 

 Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze anzulegen sind.  

6. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften 
zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis 
zu 500.000 € geahndet werden.  

 

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24


[bookmark: OLE_LINK139][bookmark: OLE_LINK140]§ 4	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO

[bookmark: OLE_LINK177][bookmark: OLE_LINK169][bookmark: OLE_LINK170][bookmark: OLE_LINK171]4.	Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch mit dem Teilbereich 1 der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24. 

5. Einstellplätze

[bookmark: OLE_LINK178][bookmark: OLE_LINK179]	Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze anzulegen sind. 

6. Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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Landkreis Ammerland:
• Bitte um Angabe der Rechtsgrundlage zum Ausschluss von Staffelgeschossen 

(s.o.).

• Bitte um Prüfung, ob zwei Wohneinheiten je Doppelhaus gewollt sind (s.o.).

• Bitte um Ergänzung der Begründung für die Anzahl von 2 Einstellplätzen je 
Wohneinheit.

Abwägungsvorschlag:  Der Anregung wurde entsprochen. 

• Bitte um Prüfung, ob passiver Schallschutz erforderlich ist. 

Abwägungsvorschlag:  Bei der 4. Änderung handelt es sich um einen reinen 
Textbebauungsplan. Baurechte sind bereits auf der Grundlage des 
Bebauungsplanes Nr. 24 und seiner bisherigen Änderungen geschaffen worden. 
Derzeit wird kein Anlass für eine umfassende Neu- oder Überplanung des 
Geltungsbereichs gesehen.

. 

Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, abwägungsrelevante Stellungnahmen

4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 24
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Beschlussvorschlag:

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden
auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des
Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 11.02.2020
berücksichtigt.

2. Von einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB
abgesehen.

3. Die 4. Änderung des Bebauungsplans 24 mit Begründung sowie die örtlichen
Bauvorschriften werden gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch in Verbindung mit
§ 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.
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Sammeländerung
- 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13

und 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 
C  „Wahnbek - Ipwege“
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Lageplan

Sammeländerung



N
W

P
 P

la
nu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t m

bH

Ausschnitt aus der Karte 3 Zielkonzept Rastede Ortskern für den Bereich dieser 1. Änderung

Butjadinger Straße

Sammeländerung
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Lageplan

Sammeländerung
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Lageplan

Sammeländerung
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Textliche Festsetzungen Teilbereich 1 - Entwurf

Bebauungsplan Nr. 13 (westlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 1 (Süden) 

1. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und der ge-
mäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 BauNVO II Vollgeschosse 
zulässig. 

2. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 
(2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Innerhalb des im Übersichtsplan ge-
kennzeichneten Bereiches sind auch Reihenhäuser zulässig. 

3. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten und den gemäß  
§ 6 BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 
Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus zu-
lässig. 

4. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 
BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und die gemäß § 6 BauNVO festge-
setzten Mischgebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der 
zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe 
(Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mau-
erwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 
10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahr-
bahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Be-
zugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseiti-
gen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit 
dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Hö-
henbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

 

Sammeländerung


Bebauungsplan Nr. 13 (westlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 1 (Süden)

1. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und der gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 BauNVO II Vollgeschosse zulässig.

2. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Innerhalb des im Übersichtsplan gekennzeichneten Bereiches sind auch Reihenhäuser zulässig.

3. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten und den gemäß 
§ 6 BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.

4. [bookmark: OLE_LINK567][bookmark: OLE_LINK568][bookmark: OLE_LINK569][bookmark: OLE_LINK51][bookmark: OLE_LINK52][bookmark: OLE_LINK53][bookmark: OLE_LINK576][bookmark: OLE_LINK577][bookmark: OLE_LINK578][bookmark: OLE_LINK588][bookmark: OLE_LINK589][bookmark: OLE_LINK590]Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und die gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.
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Textliche Festsetzungen Teilbereich 1 - Entwurf

5. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den  Allgemei-
nen Wohngebieten und Mischgebieten oberhalb des 2 Vollgeschosses Staffelgeschosse 
unzulässig. 

6. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13, inklusive der bisher erfolgten 
rechtskräftigen Änderungen gelten in dem Teilbereich fort. 

Sammeländerung


5.	Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den  Allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten oberhalb des 2 Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig.

6.	Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen Änderungen gelten in dem Teilbereich fort.
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Bebauungsplan Nr. 13 (westlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 2 (Norden) 

7. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete ist gemäß § 20 
BauNVO I Vollgeschoss zulässig. 

8. Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen 
Wohngebieten abweichend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites Voll-
geschoss zugelassen werden, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlus-
ses der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 bereits ein bauordnungsrechtlich ge-
nehmigtes zweites Vollgeschoss vorhanden war. 

9. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 
(2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

10. In den § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 
BauGB bei Einzelhäusern je angefangene 600 qm Grundstücksfläche und bei Doppelhäu-
sern je angefangene 300 qm Grundstücksfläche eine Wohneinheit zulässig. Je Einzelhaus 
bzw. je Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Abweichend 
sind in den Allgemeinen Wohngebieten eine höhere Anzahl an Wohnungen bis zum ge-
nehmigten Bestand zulässig, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlus-
ses der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 dieser Bestand an Wohnungen bereits 
bauordnungsrechtlich genehmigt war.  

Textliche Festsetzungen Teilbereich 2 - Entwurf und Satzungsbeschluss -

Sammeländerung


Bebauungsplan Nr. 13 (westlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 2 (Norden)

7.	Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete ist gemäß § 20 BauNVO I Vollgeschoss zulässig.

[bookmark: OLE_LINK156][bookmark: OLE_LINK157][bookmark: OLE_LINK158][bookmark: OLE_LINK123][bookmark: OLE_LINK124][bookmark: OLE_LINK116][bookmark: OLE_LINK120]8.	Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten abweichend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites Vollgeschoss zugelassen werden, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 bereits ein bauordnungsrechtlich genehmigtes zweites Vollgeschoss vorhanden war.

9.	In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

[bookmark: OLE_LINK163][bookmark: OLE_LINK164][bookmark: OLE_LINK165]10.	In den § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 BauGB bei Einzelhäusern je angefangene 600 qm Grundstücksfläche und bei Doppelhäusern je angefangene 300 qm Grundstücksfläche eine Wohneinheit zulässig. Je Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Abweichend sind in den Allgemeinen Wohngebieten eine höhere Anzahl an Wohnungen bis zum genehmigten Bestand zulässig, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 dieser Bestand an Wohnungen bereits bauordnungsrechtlich genehmigt war. 
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11. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 
4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher 
Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die 
zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dach-
haut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal 
zulässige Gesamthöhe beträgt 9,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen 
sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgele-
genen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenach-
se auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstra-
ßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maß-
gebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, 
Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

12. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allgemei-
nen Wohngebieten Staffelgeschosse unzulässig. 

13. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13, inklusive der bisher erfolgten 
rechtskräftigen Änderungen gelten in dem Teilbereich fort. 

Textliche Festsetzungen - Entwurf

Sammeländerung


11.	Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 9,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.

12.	Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allgemeinen Wohngebieten Staffelgeschosse unzulässig.

13.	Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen Änderungen gelten in dem Teilbereich fort.
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Bebauungsplan Nr. 13 C (östlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 1 (im Süden) 

14. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete sind gemäß 
§ 20 BauNVO II Vollgeschosse zulässig. 

15. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 
(2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

16. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 
(1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 
Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

17. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 
4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher 
Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die 
zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dach-
haut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maxi-
mal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte be-
ziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der 
nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der 
Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Er-
schließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur bauli-
chen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgau-
ben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

 

Textliche Festsetzungen - Entwurf

Sammeländerung


Bebauungsplan Nr. 13 C (östlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 1 (im Süden)

14.	Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete sind gemäß § 20 BauNVO II Vollgeschosse zulässig.

[bookmark: OLE_LINK147][bookmark: OLE_LINK148]15.	In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

[bookmark: OLE_LINK149]16.	In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.

[bookmark: OLE_LINK111][bookmark: OLE_LINK112]17.	Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.
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18. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den  Allgemei-
nen Wohngebieten oberhalb des 2 Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig. 

19. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13 C, inklusive der bisher erfolg-
ten rechtskräftigen Änderungen gelten in dem Teilbereich fort. 

 

Textliche Festsetzungen - Entwurf

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK150][bookmark: OLE_LINK151][bookmark: OLE_LINK152]18.	Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den  Allgemeinen Wohngebieten oberhalb des 2 Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig.

19.	Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13 C, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen Änderungen gelten in dem Teilbereich fort.
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Bebauungsplan Nr. 13 C (östlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 2 (im Norden) 

20. Innerhalb der gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebiete und der § 4 
BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete ist gemäß § 20 BauNVO I Vollge-
schoss zulässig. 

21. Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohn-
gebiete und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten abwei-
chend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites Vollgeschoss zugelassen 
werden, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 3. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 13 C bereits ein bauordnungsrechtlich genehmigtes zweites 
Vollgeschoss vorhanden war. 

22. In den gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebiete und den gemäß § 4 
BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur 
Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Innerhalb des im Übersichtsplan gekennzeichneten 
Bereiches sind auch Reihenhäuser zulässig. 

 

Textliche Festsetzungen - Entwurf

Sammeländerung


Bebauungsplan Nr. 13 C (östlich der Butjadinger Straße) Teilbereich 2 (im Norden)

20.	Innerhalb der gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebiete und der § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete ist gemäß § 20 BauNVO I Vollgeschoss zulässig.

[bookmark: OLE_LINK103][bookmark: OLE_LINK104][bookmark: OLE_LINK105]21.	Gemäß § 16 (6) BauNVO kann in den gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebiete und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten abweichend von der Festsetzung eines Vollgeschosses ein zweites Vollgeschoss zugelassen werden, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C bereits ein bauordnungsrechtlich genehmigtes zweites Vollgeschoss vorhanden war.

[bookmark: OLE_LINK125][bookmark: OLE_LINK129][bookmark: OLE_LINK166][bookmark: OLE_LINK167][bookmark: OLE_LINK87][bookmark: OLE_LINK88]22.	In den gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebiete und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Innerhalb des im Übersichtsplan gekennzeichneten Bereiches sind auch Reihenhäuser zulässig.
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23. In den gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebieten und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten 
Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 BauGB bei Einzelhäusern je angefangene 600 qm 
Grundstücksfläche und bei Doppelhäusern je angefangene 300 qm Grundstücksfläche eine Wohneinheit zu-
lässig. Je Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Abwei-
chend sind in den Reinen Wohngebieten und Allgemeinen Wohngebieten eine höhere Anzahl an Woh-
nungen bis zum genehmigten Bestand zulässig, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbe-
schlusses der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C dieser Bestand an Wohnungen bereits bau-
ordnungsrechtlich genehmigt war.  

24. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 3 BauNVO festgesetz-
ten Reinen Wohngebiete und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen 
Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zuläs-
sige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem 
Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 9,5 m über Bezugs-
ebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der 
nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die 
Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit 
dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind 
Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

25. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Reinen und Allgemeinen Wohn-
gebieten Staffelgeschosse unzulässig. 

26. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13 C, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen Än-
derungen gelten in dem Teilbereich fort. 

 

Textliche Festsetzungen - Entwurf

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK172][bookmark: OLE_LINK173][bookmark: OLE_LINK174][bookmark: OLE_LINK180][bookmark: OLE_LINK183][bookmark: OLE_LINK113]23.	In den gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebieten und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 9 [1] Nr. 6 BauGB bei Einzelhäusern je angefangene 600 qm Grundstücksfläche und bei Doppelhäusern je angefangene 300 qm Grundstücksfläche eine Wohneinheit zulässig. Je Einzelhaus bzw. je Doppelhaushälfte sind insgesamt maximal 2 Wohneinheiten zulässig. Abweichend sind in den Reinen Wohngebieten und Allgemeinen Wohngebieten eine höhere Anzahl an Wohnungen bis zum genehmigten Bestand zulässig, vorausgesetzt, dass zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C dieser Bestand an Wohnungen bereits bauordnungsrechtlich genehmigt war. 

24.	Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 3 BauNVO festgesetzten Reinen Wohngebiete und den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 4 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 9,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.

25.	Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Reinen und Allgemeinen Wohngebieten Staffelgeschosse unzulässig.

26.	Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 13 C, inklusive der bisher erfolgten rechtskräftigen Änderungen gelten in dem Teilbereich fort.
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§ 3 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO 

1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch mit den 
Geltungsbereichen der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 (Teilbereiche 1 und 2) und der 
3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C (Teilbereiche 1 und 2).  

2. Dachform und Dachneigung 

 Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldächern, 
Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zulässig. 

 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu errichten.  

 Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quergiebel, 
Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Garagen, Carports 
und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO. 

 Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig. 

3. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwi-
derhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis 
zu 500.000 € geahndet werden.  

 

Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

Sammeländerung


§ 3	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO

1. Geltungsbereich

[bookmark: OLE_LINK64][bookmark: OLE_LINK65][bookmark: OLE_LINK114][bookmark: OLE_LINK168]Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch mit den Geltungsbereichen der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 (Teilbereiche 1 und 2) und der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C (Teilbereiche 1 und 2). 

[bookmark: OLE_LINK1][bookmark: OLE_LINK2]2.	Dachform und Dachneigung

[bookmark: OLE_LINK184][bookmark: OLE_LINK185]	Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldächern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zulässig.

	Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu errichten. 

	Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quergiebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO.

	Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig.

3.	Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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§ 4 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO 

4. Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch mit den 
Geltungsbereichen des Teilbereiches 1 der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 und des 
Teilbereiches 1 der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C.  

5. Einstellplätze 

 Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze anzule-
gen sind.  

6. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwi-
derhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis 
zu 500.000 € geahndet werden.  

 

Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK139][bookmark: OLE_LINK140]§ 4	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO

[bookmark: OLE_LINK177][bookmark: OLE_LINK169][bookmark: OLE_LINK170][bookmark: OLE_LINK171]4.	Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch mit den Geltungsbereichen des Teilbereiches 1 der 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 und des Teilbereiches 1 der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 13 C. 

5. Einstellplätze

[bookmark: OLE_LINK178][bookmark: OLE_LINK179]	Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze anzulegen sind. 

6. Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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Landkreis Ammerland:

• Nachfrage, ob Antennen, Schornsteine etc. von der Höhenbegrenzung ausgenommen 
werden sollen. 

Abwägungsvorschlag: Es ist städtebaulich nicht gewollt, dass die festgesetzten Maximalwerte 
durch Schornsteine oder Antennen überschritten werden. Die festgesetzten Höhen werden als 
ausreichend erachtet.

• Bitte um Angabe der Rechtsgrundlage zum Ausschluss von Staffelgeschossen (s.o.).

• Zulässigkeit eines zweiten Vollgeschosses sollte als Ausnahme  zugelassen werden und 
nicht nur, wenn es zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bereits vorhanden war.

Abwägungsvorschlag: Der Anregung wird nicht gefolgt. Bereits auf Ebene des Bebauungsplanes 
soll deutlich sein, unter welchen Bedingungen ein zweites Vollgeschoss errichtet werden kann.

• Bitte um Prüfung, ob zwei Wohneinheiten je Doppelhaus gewollt sind (s.o.).

Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, abwägungsrelevante Stellungnahmen

Sammeländerung
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Beschlussvorschlag:

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden auf der
Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses für
Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 11.02.2020 berücksichtigt.

2. Von einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB
abgesehen.

3. Die Sammeländerung zur 9. Änderung des Bebauungsplans 13 und 3.
Änderung des Bebauungsplans 13 C mit Begründung sowie die örtlichen
Bauvorschriften werden gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch in Verbindung mit §
10 Abs. 1 BauGB beschlossen.
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1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 67
„Kleibroker Straße West“
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Lageplan

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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Ausschnitt aus der Karte 3 Zielkonzept Rastede Ortskern für den Bereich dieser 1. Änderung

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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Lageplan

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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Textliche Festsetzungen - Entwurf

 Teilbereich 1 
1. Die textlichen Festsetzungen Nr. 1.1 bis 1.4 des Bebauungsplanes Nr. 67 zum Maß 

der baulichen Nutzung werden aufgehoben. Die in der Planzeichnung des 
Bebauungsplanes Nr. 67 festgesetzte maximale Anzahl an Wohneinheiten wird 
aufgehoben.  

2. Innerhalb der gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 
BauNVO II Vollgeschosse zulässig. 

3. In den gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 
BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 10 
Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

4. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß 
§ 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen 
durch die Festsetzung der zulässigen Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximal 
zulässige Gesamthöhe beträgt 13,0 m über Bezugsebene. Der Maximalwert bezieht 
sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der 
nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der 
Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei 
Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur 
baulichen Anlage maßgebend.  

 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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Teilbereich 1


1. Die textlichen Festsetzungen Nr. 1.1 bis 1.4 des Bebauungsplanes Nr. 67 zum Maß der baulichen Nutzung werden aufgehoben. Die in der Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 67 festgesetzte maximale Anzahl an Wohneinheiten wird aufgehoben. 

2. Innerhalb der gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 BauNVO II Vollgeschosse zulässig.


3. In den gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 10 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.


4. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 13,0 m über Bezugsebene. Der Maximalwert bezieht sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. 


[image: image1.png]

N
W

P
 P

la
nu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t m

bH

Textliche Festsetzungen - Entwurf

Teilbereich 2 
1. Die textlichen Festsetzungen Nr. 1.1 bis 1.4 des Bebauungsplanes Nr. 67 zum Maß der 

baulichen Nutzung werden aufgehoben. Die in der Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 
67 festgesetzte maximale Anzahl an Wohneinheiten und die in der Planzeichnung 
festgesetzte Anzahl an Vollgeschossen werden aufgehoben. 

2. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und der gemäß § 
6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 BauNVO II Vollgeschosse zulässig. 

3. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) 
BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

4. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten und gemäß § 6 
BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 
Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus 
zulässig. 

 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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Teilbereich 2


1. Die textlichen Festsetzungen Nr. 1.1 bis 1.4 des Bebauungsplanes Nr. 67 zum Maß der baulichen Nutzung werden aufgehoben. Die in der Planzeichnung des Bebauungsplanes Nr. 67 festgesetzte maximale Anzahl an Wohneinheiten und die in der Planzeichnung festgesetzte Anzahl an Vollgeschossen werden aufgehoben.


2. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und der gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete sind gemäß § 20 BauNVO II Vollgeschosse zulässig.


3. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.


4. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten und gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebieten sind gemäß § 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.
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Textliche Festsetzungen - Entwurf

5. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 
BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und die gemäß § 6 BauNVO 
festgesetzten Mischgebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die 
Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale 
Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem 
aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maximal zulässige 
Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die 
Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen 
Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die 
Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen 
angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. 
Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, 
Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

6. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allgemeinen 
Wohngebieten und Mischgebieten oberhalb des 2. Vollgeschosses Staffelgeschosse 
unzulässig. 

7. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 67, gelten in den Teilbereichen 1 
und 2 fort. 
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5. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete und die gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.


6. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten oberhalb des 2. Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig.


7. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 67, gelten in den Teilbereichen 1 und 2 fort.
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Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

 

   
        

 

§ 3 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO 

1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch mit 
den Teilbereichen 1 und 2 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67.  

2. Einstellplätze 

 Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze 
anzulegen sind.  

3. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschrif-
ten zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit 
einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.  

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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		Gemeinde Rastede: 
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§ 3
Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO


1. Geltungsbereich


Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch mit den Teilbereichen 1 und 2 der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67. 


2. Einstellplätze



Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze anzulegen sind. 


3. Ordnungswidrigkeiten


Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. [image: image1.png]
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Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

 

   
        

 

§ 4 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO 

4. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch 
mit dem Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 (Teilbereiche 1 
und 2).  

 

 Teilbereich 1 

5. Dachform und Dachneigung 

 Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden (bei Staffelgeschossen ist ausschließlich 
das Staffelgeschoß das oberste Geschoß) sind mit einem geneigten Dach zu erstellen. 
Die Dachneigung muss mindestens 15° betragen. Aus gestalterischen Gründen dürfen 
maximal 10 % der relevanten Dachfläche mit einer geringeren Dachneigung ausgeführt 
werden. 

 Ausgenommen von dieser Regelung sind Dachgauben und Dachaufbauten, sowie Win-
tergärten. Bei Garagen und Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig. 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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§ 4
Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO


4. Geltungsbereich


Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch mit dem Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67 (Teilbereiche 1 und 2). 


Teilbereich 1


5. Dachform und Dachneigung


Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden (bei Staffelgeschossen ist ausschließlich das Staffelgeschoß das oberste Geschoß) sind mit einem geneigten Dach zu erstellen. Die Dachneigung muss mindestens 15° betragen. Aus gestalterischen Gründen dürfen maximal 10 % der relevanten Dachfläche mit einer geringeren Dachneigung ausgeführt werden.



Ausgenommen von dieser Regelung sind Dachgauben und Dachaufbauten, sowie Wintergärten. Bei Garagen und Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig.[image: image1.png]
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Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

 

   
        

 

6. Staffelgeschosse 

Staffelgeschosse oberhalb des 2. Vollgeschosses sind mit mindestens 2,00 m Abstand 
von der Traufkante des darunter liegenden Geschosses herzustellen. Der Abstand ist zu 
allen Gebäudeseiten einzuhalten. An einer Gebäudeseite kann der Abstand auf einer 
Länge von 1/3 der betroffenen Gebäudeseitenlänge unterschritten werden. 

 Teilbereich 2 

4. Dachform und Dachneigung 

 Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldä-
chern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zuläs-
sig. 

 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu 
errichten.  

 Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quer-
giebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Gara-
gen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO. 

 Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig. 

5. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschrif-
ten zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit 
einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.  

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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6. Staffelgeschosse

Staffelgeschosse oberhalb des 2. Vollgeschosses sind mit mindestens 2,00 m Abstand von der Traufkante des darunter liegenden Geschosses herzustellen. Der Abstand ist zu allen Gebäudeseiten einzuhalten. An einer Gebäudeseite kann der Abstand auf einer Länge von 1/3 der betroffenen Gebäudeseitenlänge unterschritten werden.


Teilbereich 2


4.
Dachform und Dachneigung



Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldächern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zulässig.


Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu errichten. 



Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quergiebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO.



Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig.

5.
Ordnungswidrigkeiten


Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. [image: image1.png]
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Landkreis Ammerland:
• Bitte um Angabe der Rechtsgrundlage zum Ausschluss von Staffelgeschossen 

(s.o.).

• Bitte um Prüfung, ob nicht bereits durch die Festsetzung einer Traufhöhe von 
6,50 m Staffelgeschosse ausgeschlossen sind.

Abwägungsvorschlag: Die Gemeinde Rastede möchte im Plangebiet Staffelgeschosse 
ausschließen und dies auch textlich festsetzen, auch wenn über die Festsetzung der 
Trauf- und Firsthöhen in Verbindung mit den örtlichen Bauvorschriften zur 
Dachneigung die Errichtung von Staffelgeschossen schwierig ist. 

Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, abwägungsrelevante Stellungnahme

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 67
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Beschlussvorschlag:

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2
BauGB sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen
Stellungnahmen werden auf der Grundlage dieser Beschlussvorlage
sowie der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und
Straßen am 10.02.2020 berücksichtigt.

2. Von einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB
abgesehen.

3. Die 1. Änderung des Bebauungsplans 67 mit Begründung sowie die
örtlichen Bauvorschriften werden gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch in
Verbindung mit § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.
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Sammeländerung 
- 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 

„Ortskern Rastede“ und  8. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 6G  „Rastede I/II 

Ortskern“
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Lageplan

Anton-Günther-Straße

Diedrich-Freels-Straße

Peterstraße

Sammeländerung
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Ausschnitt aus der Karte 3 Zielkonzept Rastede Ortskern für den Bereich dieser 1. Änderung

Anton-Günther-Straße

Sammeländerung
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Lageplan

Anton-Günther-StraßeDiedrich-Freels-Straße

Peterstraße

Sammeländerung
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Lageplan

Anton-Günther-Straße

Diedrich-Freels-Straße

Peterstraße

Sammeländerung



N
W

P
 P

la
nu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t m

bH

Textliche Festsetzungen Teilbereich 1 - Entwurf

8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 6g Teilbereich 1 

1. Innerhalb den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind 
gemäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zulässig. 

2. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß  
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 
10 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

3. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß 
§ 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen bauli-
cher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Gesamthöhe bestimmt. Die zu-
lässige maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 13,0 m über Bezugsebene. Der Ma-
ximalwert bezieht sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zu-
stand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senk-
recht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. So-
weit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Ab-
stand zur baulichen Anlage maßgebend.  

 

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK202][bookmark: OLE_LINK203][bookmark: OLE_LINK159]8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 6g Teilbereich 1

1. [bookmark: OLE_LINK104][bookmark: OLE_LINK105][bookmark: OLE_LINK106][bookmark: OLE_LINK167][bookmark: OLE_LINK168][bookmark: OLE_LINK148][bookmark: OLE_LINK149][bookmark: OLE_LINK150][bookmark: OLE_LINK151]Innerhalb den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zulässig.

2. [bookmark: OLE_LINK78][bookmark: OLE_LINK79][bookmark: OLE_LINK107][bookmark: OLE_LINK108][bookmark: OLE_LINK109][bookmark: OLE_LINK40][bookmark: OLE_LINK41]In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß 
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 10 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.

3. [bookmark: OLE_LINK110][bookmark: OLE_LINK111]Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 13,0 m über Bezugsebene. Der Maximalwert bezieht sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. 
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Textliche Festsetzungen Teilbereich 2 - Entwurf

8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 6g Teilbereich 2 

4. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete sind ge-
mäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zulässig. 

5. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß  
§ 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

6. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß  
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 
Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

7. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 
4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher 
Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die 
zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der 
Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die 
maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte 
beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der 
nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der 
Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Er-
schließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur bauli-
chen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgau-
ben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen. 

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK212][bookmark: OLE_LINK213]8. Änderung des Bebauungsplans Nr. 6g Teilbereich 2

4. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete sind gemäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zulässig.

5. [bookmark: OLE_LINK117][bookmark: OLE_LINK118][bookmark: OLE_LINK119]In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß 
§ 22 (2) BauNVO nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

6. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß 
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 8 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.

7. [bookmark: OLE_LINK120][bookmark: OLE_LINK121][bookmark: OLE_LINK122]Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Trauf- und Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximale Traufhöhe (Schnittpunkt zwischen dem untersten Punkt der Dachhaut und dem aufgehendem Mauerwerk) beträgt 6,5 m über Bezugsebene, die maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 10,5 m über Bezugsebene. Die Maximalwerte beziehen sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. Ausgenommen von der Höhenbegrenzung sind Dachgauben, Zwerchhäuser, Zwerchgiebel und Abwalmungen.
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8. Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allge-
meinen Wohngebieten oberhalb des 2. Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig. 

 

9. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 6g, gelten in den Teilbereichen 
1 und 2 fort. 

 

Textliche Festsetzungen Teilbereich 2 - Entwurf

Sammeländerung


8. [bookmark: OLE_LINK123][bookmark: OLE_LINK124][bookmark: OLE_LINK125]Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO sind in den Allgemeinen Wohngebieten oberhalb des 2. Vollgeschosses Staffelgeschosse unzulässig.

[bookmark: OLE_LINK214]

9. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 6g, gelten in den Teilbereichen 1 und 2 fort.
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6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ 

10. Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten, der ge-
mäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete und der Gemeinbedarfsfläche nach § 9 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB sind gemäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zulässig. 

11. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß  
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 
10 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig. 

12. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 
4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete, die gemäß § 6 BauNVO festge-
setzten Mischgebiete und die Gemeinbedarfsfläche die zulässigen Höhen baulicher 
Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige 
maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 13,0 m über Bezugsebene. Der Maximalwert 
bezieht sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der 
nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der 
Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Er-
schließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur bauli-
chen Anlage maßgebend.  

13. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 60 gelten fort. 
 

Textliche Festsetzungen - Entwurf

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK209][bookmark: OLE_LINK215]6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“

10. [bookmark: OLE_LINK210][bookmark: OLE_LINK211][bookmark: OLE_LINK171][bookmark: OLE_LINK172][bookmark: OLE_LINK173]Innerhalb der gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten, der gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete und der Gemeinbedarfsfläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sind gemäß § 20 BauNVO maximal II Vollgeschosse zulässig.

11. In den gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten sind gemäß 
§ 9 (1) Nr. 6 BauGB maximal 1 Wohneinheit je 140 qm Baugrundstück bzw. maximal 10 Wohneinheiten je Einzelhaus zulässig.

12. Gemäß § 16 (2) BauNVO in Verbindung mit § 18 (1) BauNVO werden für die gemäß § 4 BauNVO festgesetzten Allgemeinen Wohngebiete, die gemäß § 6 BauNVO festgesetzten Mischgebiete und die Gemeinbedarfsfläche die zulässigen Höhen baulicher Anlagen durch die Festsetzung der zulässigen Gesamthöhe bestimmt. Die zulässige maximal zulässige Gesamthöhe beträgt 13,0 m über Bezugsebene. Der Maximalwert bezieht sich auf die Oberkante der Fahrbahn (in fertig ausgebautem Zustand) der nächstgelegenen Erschließungsstraße (Bezugsebene), gemessen senkrecht von der Straßenachse auf die Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. Soweit zwei Erschließungsstraßen angrenzen, ist die Straße mit dem geringeren Abstand zur baulichen Anlage maßgebend. 

13. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 60 gelten fort.





N
W

P
 P

la
nu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t m

bH

§ 3 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO 

1. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch der 
Sammeländerung: 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ und 8. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Ortskern“.  

2. Einstellplätze 

 Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze 
anzulegen sind.  

3. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschrif-
ten zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit 
einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.  

 

Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK152][bookmark: OLE_LINK153][bookmark: OLE_LINK139][bookmark: OLE_LINK140]§ 3	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (1) NBauO

1. Geltungsbereich

[bookmark: OLE_LINK101][bookmark: OLE_LINK102]Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift gemäß § 84 (1) NBauO ist identisch der Sammeländerung: 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ und 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Ortskern“. 

2. Einstellplätze

[bookmark: OLE_LINK42][bookmark: OLE_LINK43][bookmark: OLE_LINK57][bookmark: OLE_LINK58]	Gemäß § 84 Abs. 1 Nr. 2 NBauO wird festgelegt, dass je Wohneinheit 2 Einstellplätze anzulegen sind. 

3. Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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§ 4 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO 

4. Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch 
mit dem Geltungsbereich Sammeländerung: 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 
„Ortskern Rastede“ und 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Orts-
kern“: 

 

Teilbereich 1 der 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Ortskern“ und 
6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ 

5. Dachform und Dachneigung 

 Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden (bei Staffelgeschossen ist ausschließlich 
das Staffelgeschoß das oberste Geschoß) sind mit einem geneigten Dach zu erstellen. 
Die Dachneigung muss mindestens 15° betragen. Aus gestalterischen Gründen dürfen 
maximal 10 % der relevanten Dachfläche mit einer geringeren Dachneigung ausgeführt 
werden. 

 Ausgenommen von dieser Regelung sind Dachgauben und Dachaufbauten, sowie Win-
tergärten. Bei Garagen und Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig. 

 

Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK129][bookmark: OLE_LINK130]§ 4	Örtliche Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO

4. Geltungsbereich

[bookmark: OLE_LINK179][bookmark: OLE_LINK180][bookmark: OLE_LINK181][bookmark: OLE_LINK177][bookmark: OLE_LINK178]Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 (3) NBauO ist identisch mit dem Geltungsbereich Sammeländerung: 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ und 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Ortskern“:



[bookmark: OLE_LINK217][bookmark: OLE_LINK219][bookmark: OLE_LINK182][bookmark: OLE_LINK183][bookmark: OLE_LINK184][bookmark: OLE_LINK185]Teilbereich 1 der 8. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Ortskern“ und 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“

5. Dachform und Dachneigung

[bookmark: OLE_LINK47][bookmark: OLE_LINK48]	Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden (bei Staffelgeschossen ist ausschließlich das Staffelgeschoß das oberste Geschoß) sind mit einem geneigten Dach zu erstellen. Die Dachneigung muss mindestens 15° betragen. Aus gestalterischen Gründen dürfen maximal 10 % der relevanten Dachfläche mit einer geringeren Dachneigung ausgeführt werden.

	Ausgenommen von dieser Regelung sind Dachgauben und Dachaufbauten, sowie Wintergärten. Bei Garagen und Nebenanlagen sind auch Flachdächer zulässig.
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6. Staffelgeschosse 

Staffelgeschosse oberhalb des 2. Vollgeschosses sind mit mindestens 2,00 m Abstand 
von der Traufkante des darunter liegenden Geschosses herzustellen. Der Abstand ist 
zu allen Gebäudeseiten einzuhalten. An einer Gebäudeseite kann der Abstand auf ei-
ner Länge von 1/3 der betroffenen Gebäudeseitenlänge unterschritten werden. 

Teilbereich 2 der 8. Änd. des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Ortskern“ 

7. Dachform und Dachneigung 

 Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Sattel-
dächern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zu-
lässig. 

 Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu 
errichten.  

 Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quer-
giebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Ga-
ragen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO. 

 Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig. 

8. Ordnungswidrigkeiten 

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschrif-
ten zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit 
einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.  

 

Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

Sammeländerung


6. Staffelgeschosse

[bookmark: OLE_LINK49][bookmark: OLE_LINK50][bookmark: OLE_LINK54][bookmark: OLE_LINK31]Staffelgeschosse oberhalb des 2. Vollgeschosses sind mit mindestens 2,00 m Abstand von der Traufkante des darunter liegenden Geschosses herzustellen. Der Abstand ist zu allen Gebäudeseiten einzuhalten. An einer Gebäudeseite kann der Abstand auf einer Länge von 1/3 der betroffenen Gebäudeseitenlänge unterschritten werden.

[bookmark: OLE_LINK220][bookmark: OLE_LINK221][bookmark: OLE_LINK99][bookmark: OLE_LINK100]Teilbereich 2 der 8. Änd. des Bebauungsplanes Nr. 6G „Rastede I/II Ortskern“

7.	Dachform und Dachneigung

[bookmark: OLE_LINK67]	Die obersten Geschosse von Hauptgebäuden sind nur symmetrisch geneigten Satteldächern, Walmdächern und Krüppelwalmdächern mit beidseitig gleicher Traufhöhe zulässig.

	Die Dächer der Hauptgebäude sind mit Dachneigungen zwischen 20 und 45 Grad zu errichten. 

	Die Vorschriften zur Dachneigung gelten nicht für untergeordnete Gebäudeteile, Quergiebel, Dachaufbauten, Krüppelwalme, Vorbauten, Wintergärten, Veranden sowie Garagen, Carports und Nebenanlagen i.S. v. § 14 BauNVO.

	Auf 10 % der Grundfläche sind abweichend geringere Dachneigungen zulässig.

8.	Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 Abs. 3 NBauO handelt ordnungswidrig, wer diesen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden. 
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 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ 

9. Fassadengestaltung 

 Innerhalb des im Übersichtsplan durch Schraffur gekennzeichneten Bereiches der 6. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ ist bei der Gestaltung der Außenwände der 
Hauptgebäude und Garagen rotes bis rotbraunes unglasiertes Verblendmauerwerk zu verwen-
den. Untergeordnete Bauteile und Wintergärten dürfen auch mit anderen Baumaterialien errichtet 
werden.  

 Als Grundlage für die rot/rotbraunen Farbtöne gelten die RAL-Farbwerte 2001, 2002, 3000, 3002, 
3003, 3013, 3016, 8004 und 8012. 

10. Dacheindeckung – Materialien 

 Innerhalb des im Übersichtsplan durch Schraffur gekennzeichneten Bereiches der 6. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ sind glasierte Dacheindeckungen unzulässig. 

 Als Material für die Dacheindeckung sind nur Ziegel/ Dachsteine in roten oder rotbraunen Farbtö-
nen zulässig. Als „rot“ bis „rotbraun“ gelten in Anlehnung an das Farbregister RAL 840 HR die 
RAL Farben 2001, 2002, 3000, 3002, 3003, 3013, 3016, 8004 und 8012.  

 

Örtliche Bauvorschriften - Entwurf

Sammeländerung


[bookmark: OLE_LINK222][bookmark: OLE_LINK223]	6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“

9.	Fassadengestaltung

[bookmark: OLE_LINK194][bookmark: OLE_LINK195][bookmark: OLE_LINK596][bookmark: OLE_LINK597][bookmark: OLE_LINK598][bookmark: OLE_LINK380][bookmark: OLE_LINK381][bookmark: OLE_LINK382][bookmark: OLE_LINK114][bookmark: OLE_LINK115][bookmark: OLE_LINK136][bookmark: OLE_LINK602][bookmark: OLE_LINK603][bookmark: OLE_LINK604]	Innerhalb des im Übersichtsplan durch Schraffur gekennzeichneten Bereiches der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ ist bei der Gestaltung der Außenwände der Hauptgebäude und Garagen rotes bis rotbraunes unglasiertes Verblendmauerwerk zu verwenden. Untergeordnete Bauteile und Wintergärten dürfen auch mit anderen Baumaterialien errichtet werden. 

	Als Grundlage für die rot/rotbraunen Farbtöne gelten die RAL-Farbwerte 2001, 2002, 3000, 3002, 3003, 3013, 3016, 8004 und 8012.

10.	Dacheindeckung – Materialien

[bookmark: OLE_LINK486][bookmark: OLE_LINK487][bookmark: OLE_LINK137][bookmark: OLE_LINK138]	Innerhalb des im Übersichtsplan durch Schraffur gekennzeichneten Bereiches der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 60 „Ortskern Rastede“ sind glasierte Dacheindeckungen unzulässig.

[bookmark: OLE_LINK154][bookmark: OLE_LINK155][bookmark: OLE_LINK435][bookmark: OLE_LINK436][bookmark: OLE_LINK437]	Als Material für die Dacheindeckung sind nur Ziegel/ Dachsteine in roten oder rotbraunen Farbtönen zulässig. Als „rot“ bis „rotbraun“ gelten in Anlehnung an das Farbregister RAL 840 HR die RAL Farben 2001, 2002, 3000, 3002, 3003, 3013, 3016, 8004 und 8012. 
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Landkreis Ammerland:
• Bitte um Angabe der Rechtsgrundlage zum Ausschluss von Staffelgeschossen 

(s.o.).

• Bitte um Prüfung, ob bei der getroffenen Festsetzung zu Dachformen und 
Dachneigungen oberhalb des zweiten Geschosses überhaupt ein 
Staffelgeschoss entstehen kann.

Abwägungsvorschlag: Die Gemeinde möchte im Teilbereich 2 des Plangebiets 
Staffelgeschosse ausschließen und dies auch textlich festsetzen, auch wenn über die 
Festsetzung der Trauf- und Gesamthöhen in Verbindung mit den örtlichen 
Bauvorschriften zur Dachneigung die Errichtung von Staffelgeschossen schwierig ist.

• Bitte um Ergänzung der Begründung für die Anzahl von 2 Einstellplätzen je 
Wohneinheit.

Abwägungsvorschlag:  Der Anregung wurde entsprochen. 

Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, abwägungsrelevante Stellungnahmen

Sammeländerung
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Landkreis Ammerland:
• Bitte um Prüfung, ob passiver Schallschutz erforderlich ist. 

Abwägungsvorschlag:  Bei der Sammeländerung handelt es sich um einen reinen 
Textbebauungsplan. Baurechte sind bereits auf der Grundlage der beiden 
Bebauungspläne und ihrer bisherigen Änderungen geschaffen worden. Derzeit wird 
kein Anlass für eine umfassende Neu- oder Überplanung des Geltungsbereichs 
gesehen.

• Nachfrage, ob Antennen, Schornsteine etc. von der Höhenbegrenzung 
ausgenommen werden sollen. 

Abwägungsvorschlag: Eine generelle Ausnahme von der Festsetzung der 
Gesamthöhe ist nicht vorgesehen. 

Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens, abwägungsrelevante Stellungnahmen

Sammeländerung
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Beschlussvorschlag:

1. Die im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
sowie der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen werden auf der
Grundlage dieser Beschlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses für
Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 11.02.2020 berücksichtigt.

2. Von einer Umweltverträglichkeitsprüfung wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB
abgesehen.

3. Die Sammeländerung zur 6. Änderung des Bebauungsplans 60 und 8.
Änderung des Bebauungsplans 6g mit Begründung sowie die örtlichen
Bauvorschriften werden gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch in Verbindung mit §
10 Abs. 1 BauGB beschlossen.
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit
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